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Steinmeier zeichnet
Bürger für Engagement
für Demokratie aus
Berlin. Bundespräsident Frank-
Walter Steinmeier hat am Diens-
tag in Berlin 24 Frauen und Män-
ner zwischen 20 und 90 Jahren für
ihr herausragendes Engagement
für Demokratie und gegen Rechts-
extremismus ausgezeichnet. An-
lass der Verleihung des Verdienst-
ordens der Bundesrepublik
Deutschland war der bevorstehen-
de 69. Jahrestag des Inkrafttretens
des Grundgesetzes am Mittwoch.
Steinmeier sagte, die Gesellschaft
brauche Menschen, die nicht weg-
schauen, sondern sich Rassisten
entgegenstellen. Wenn die Gleich-
heit der Menschen infrage gestellt
werde, werde eine Grundlage der
Demokratie attackiert. Das Land
brauche Menschen mit Mut zur ei-
genen Meinung und der Fähigkeit
zu Kompromiss und Verantwor-
tung. Unter den Geehrten waren
auch die Berliner TV-Moderatorin
Dunja Hayali (43) und der Fern-
sehjournalist Peter Merseburger
(90). Hayali, die als Tochter iraki-
scher Christen in Nordrhein-West-
falen aufwuchs, war Moderatorin
der »heute«-Nachrichten im ZDF
und Co-Moderatorin des »heute-
journals«. Ab August gehört sie
zum Moderatoren-Team des »Ak-
tuellen Sportstudios«. Hayali wur-
de wegen ihrer Herkunft und ihres
Engagements häufig bedroht.
Merseburger war Leiter des Ma-
gazins »Panorama« und ARD-Aus-
landskorrespondent. epd/nd
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Freiwilligendienst wird
häufig vorzeitig beendet
Berlin Rund jeder dritte Bundes-
freiwillige beendet seinen Dienst
vorzeitig. Das geht aus Angaben
der Bundesregierung auf eine An-
frage der Linksfraktion hervor, die
am Dienstag in Berlin bekannt-
wurde. Den Daten zufolge haben
zwischen Juli 2011 und März
2018 insgesamt 98 633 Freiwilli-
ge vorzeitig aufgehört. Das ist ein
Anteil von fast einem Drittel (32
Prozent). Eine Sprecherin des
Bundesfamilienministeriums
sagte auf Anfrage, der Freiwilli-
gendienst werde häufig von jun-
gen Menschen nach dem Schul-
abschluss geleistet. Die Gründe
für einen vorzeitigen Ausstieg
würden nicht statistisch erhoben.
Man wisse aber, dass viele Ver-
einbarungen eher beendet wür-
den, weil die Freiwilligen schnel-
ler als erwartet einen Ausbil-
dungs- oder Studienplatz erhal-
ten. Gewählte Sprecher der »Buf-
dis« sagten dem Evangelischen
Pressedienst, ein vorzeitiger Ab-
bruch des Dienstes erfolge fast
immer wegen eines Ausbildungs-
oder Studienplatzes oder weil der
Betroffene eine Arbeitsstelle an-
treten könne. epd/nd

Parteispenden als Superwaffe
Neue Vorwürfe gegen Heckler & Koch, einem umtriebigen Rüstungsbetrieb im Wahlkreis von Merkels rechter Hand
Neue Vorwürfe gegen die Skandal-
firma Heckler & Koch: Manager
sollen Abgeordnete mit Spenden
gefügig gemacht haben. Das Ge-
schäft boomt weiter.

Von René Heilig

Reden wir über Volker Kauder (CDU).
Immer wenn Bundestagswahlen an-
stehen, dann ist ein Gutteil der Ne-
ckarufer mit seinen Plakaten zuge-
klebt. Selbst Teile des Schwarzwaldes
werden zur Kauder-Galerie, denn:
Rottweil-Tuttlingen ist der Wahlkreis
des als durchsetzungsstark bekannten
Bundestagsabgeordneten. Kaum
denkbar, dass dem erfahrenen Politi-
ker etwas von Relevanz entgeht – we-
der regional noch bundespolitisch.
Seit 1990 ist Kauder im Bundes-

tag. Er stieg auf zum Ersten Parla-
mentarischen Geschäftsführer der
CDU/CSU-Fraktion, 2005 wurde er –
als rechte Hand von Kanzlerin und
Parteivorsitzenden Angela Merkel –
Chef der Unionsfraktion. So lange wie
er hat noch keiner vor ihm regiert.
In Kauders Wahlkreis liegt der Ort

Oberndorf. Trotz permanenter Skan-
dale genießt hier Heckler & Koch
noch Ansehen. Logisch: Die Firma ist
ein wichtiger Arbeitgeber als »welt-
weit führender Hersteller von Hand-
feuerwaffen mit festen Wurzeln am
Standort Deutschland«. Produziert
werden Pistolen, Maschinenpistolen,

Sturmgewehre, Präzisionsgewehre,
Maschinengewehre, Granatmaschi-
nenwaffen – alles bestens geeignet
zum Töten und Geld verdienen. Die
Auftragsbücher sind derzeit voll wie
selten. Kunden aus dem In- und Aus-
land stehen Schlange. Die Firma mit
ihren Außenstellen in den USA,
Großbritannien und Frankreich, die
auch zahlreiche Lizenzen ins Aus-
land vergeben hat, produziert trotz
zahlreicher Optimierungswellen am
Rande der Kapazität. Gerade haben
die Oberndörfer wieder mehrere
Ausschreibungen gewonnen.
Heckler & Koch ist also in jeder

Weise grenzenlos im Geschäft. Auch
wider Recht und Gesetz. Gerade läuft
ein Prozess in Stuttgart, bei dem die
Staatsanwaltschaft – die man zum Ja-
gen tragen musste – sechs ehemali-
gen Mitarbeitern der Rüstungsfirma
mehr als ein Dutzend gewerbs- und
bandenmäßige Verstöße gegen das
Waffenkontrollgesetz vorwirft. Von
2006 bis 2009, so die Anklage, hätten
die Beschuldigten fast 4500 Sturm-
gewehre sowie Maschinenpistolen,
Munition und Zubehör im Wert von
4,1 Millionen Euro in mehrere soge-
nannte Unruhe-Regionen Mexikos ge-
liefert. Was eindeutig verboten war,
denn in den betreffenden Bundesstaa-
ten Jalisco, Chiapas, Guerrero und
Chihuahua tobt der Drogenkrieg, hier
lassen Polizei und mit ihr zum Teil
verquickte bewaffnete Banden spur-

los Menschen verschwinden. Die An-
geklagten haben sich »nicht unerheb-
liche Einnahmequellen versprochen«.
Dass es überhaupt zum Verfahren

kam, ist dem Rüstungsgegner Jürgen
Grässlin aus Freiburg zu danken. Der
hatte bei der Polizei Anzeige gegen
Heckler & Koch erstattet, nachdem
sich ein Firmenmitarbeiter vertrau-

ensvoll an ihn gewandt hatte. Gräss-
lins Anwalt Holger Rothbauer hat die
Anzeige dann auf zuständige Beamte
in den Bundesbehörden erweitert,
denn nach seiner Ansicht haben Ver-
treter des Wirtschaftsministeriums
und des Bundesamts für Wirtschaft
undAusfuhrkontrollemitgeholfen, die
illegalen Exporte in Gang zu setzen
und zu vertuschen. Doch die Staats-
anwaltschaft sah das anders und blieb
bei der Minimalanklage. Eigentlich

hätten die zahlreichen Verfehlungen
des Unternehmens für rechtsstaatlich
gesonnene Politiker, zumal wenn sie
Abgeordnete des Bundestages sind,
genügen sollen, um die Waffenfirma
höchst kritisch im Blick zu haben.
Doch ungeniert suchte
Heckler & Koch, Parteien und Bun-
destagsabgeordnete nachhaltig für die
eigenen Geschäftsinteressen zu ge-
winnen. Das geht aus E-Mails des da-
maligen Geschäftsführers von
Heckler & Koch Peter Beyerle – der zu
den in Stuttgart angeklagten Mana-
gern gehört – hervor. Laut »Report
Mainz« wollte man mit den »Spen-
den« die Ausfuhr weiterer Sturmge-
wehre nach Mexiko erreichen. Das
ARD-Politik-Magazin beruft sich auf
einen internen Prüfbericht, den
Heckler & Koch 2011 bei dem Wirt-
schaftsprüfungsunternehmen KPMG in
Auftrag gegeben hatte. Demnach soll
der CDU-KreisverbandRottweil 10 000
Euro bekommen haben.
Das prominenteste Mitglied die-

ses Kreisverbandes heißt: Volker
Kauder. Wusste der nichts davon?
Kaum denkbar, denn drei Wochen
nach der Überweisung soll sich der
damalige H&K-Geschäftsführer
schriftlich an Kauder selbst gewandt
und darum gebeten haben, der Frak-
tionschef möge ihn bei der Erteilung
einer lang erwarteten Exportgeneh-
migung unterstützen. Über die Ge-
nehmigungen zum Rüstungsexport

entscheidet das Bundeswirtschafts-
ministerium. In besonders kritischen
Fragen hat der sogenannte Bundes-
sicherheitsrat das letzte Wort.
Schon vor den »Report«-Recher-

chen war bekannt, dass das Unter-
nehmen zwischen 2009 und 2011 –
sauber gestückelt – Tausende Euro
an den FDP-Kreisverband Tuttlingen
überwies. Dem gehörte ein Mann
namens Ernst Burgbacher an. Er war
parlamentarischer Staatssekretär im
Bundeswirtschaftsministerium und
diente unter den FDP-Ministern Rai-
ner Brüderle und Philipp Rösler. Ein
Realist, wer Böses denkt.Mit ins Herz
geschlossen hatte der Konzern auch
die Verteidigungsexpertin der FDP,
Elke Hoff. Man bot beiden jeweils
»political donations« in Höhe von
5000 Euro an und überwies sie auf
Konten der Partei. Da beide nicht
mehr im Parlament sitzen, sie also
keine Immunität schützt, hätte die
Justiz schon lange handeln können.
Dass die Beziehungen von H&K

auch bis in die Bundeswehr hinein
sehr eng sind, zeigte sich 2015. Über
einen zuständigen Abteilungsleiter
des Verteidigungsministeriums
wollte die Unternehmensführung
den militärischen Geheimdienst
MAD gegen Journalisten in Stellung
bringen, die allzu kritisch über Prob-
leme mit der Standardwaffe G36 –
immerhin 170 000 Stück, gebaut bei
Heckler & Koch – recherchierten.

2015 wurde publik,
dass die H&K-Lieferun-
gen nach Mexiko
umfangreicher waren
als angenommen. Man
liefere offenbar 10 100
Sturmgewehre des Typs
G36 in das mittelame-
rikanische Krisengebiet.

Heckler & Koch-Produkte verkaufen sich derzeit hervorragend. Foto: imago/StockTrek Images

Keine Lust auf Warten
Datenschützer gegen neue Übergangsfristen bei Umsetzung der EU-Datenschutzregeln

Ab kommenden Freitag gilt die neue
Datenschutz-Grundverordnung –
eigentlich. Falls sich die EU nicht zu
neuerlichen Zugeständnissen für
Unternehmen hinreißen lässt.

Berlin. Datenschützer in Deutsch-
land haben die EU wegen möglicher
neuer Übergangsfristen für die Um-
setzung der Datenschutz-Grundver-
ordnung (DSGVO) kritisiert. Eine
»weitere zweijährige Frist« sei nicht
nur »unangemessen und für die Ak-
zeptanz der Regelungen schädlich,
sondern auch rechtlich unzulässig«,
sagte der Hamburger Datenschutz-
beauftragte, Johannes Caspar, dem

»Handelsblatt« vom Dienstag. Zu-
dem könnten die Datenschützer als
Aufsichtsbehörden künftig sowohl
von Betroffenen als auch von Ver-
bänden verklagt werden, »wenn sie
den Beschwerden nicht nachge-
hen«.
Die Datenschutz-Grundverord-

nung der EU muss ab dem 25. Mai
angewendet werden. Sie macht Un-
ternehmen europaweit gültige Vor-
gaben für die Speicherung und den
Schutz von Daten und gibt Kunden
und Nutzern mehr Möglichkeiten,
gegen Missbrauch vorzugehen. Ver-
stöße können mit Bußgeldern ge-
ahndet werden. Mehrere Umfragen

legten jedoch nahe, dass eine Reihe
deutscher Unternehmen die Frist
nicht wird einhalten können.
Laut »Handelsblatt« stellte EU-

Justizkommissarin Vera Jourova
Unternehmen zuletzt in Aussicht, es
könne noch bis zu zwei Jahren dau-
ern, bis alle die DSGVO übernom-
men haben müssten. Der Nachrich-
tenagentur AFP hatte Jourova Mitte
Mai gesagt, Unternehmen sollten
»nicht in Panik« verfallen. Eine Fir-
ma, der es nicht von Tag eins an ge-
linge, alle Vorkehrungen zu treffen,
die aber in gutem Glauben handle,
werde nicht gleich Ziel von Sankti-
onen werden.

Dem Vorstoß Jourovas zu einer
möglichen zweijährigen Fristver-
längerung erteilte auch die Daten-
schutzbeauftragte von Schleswig-
Holstein, Marit Hansen, eine klare
Absage. »Ein zweijähriger Verzicht
auf das Instrumentarium würde
dem Datenschutzrecht die Zähne
ziehen, die es gerade erst be-
kommt«, sagte Hansen dem »Han-
delsblatt«.
»Hat die Kommission denn die

letzten Datenskandale schon ver-
gessen?«, fragte Hansen. »Und wer
sagt, dass nach zwei Jahren nicht die
nächste Schonfrist ausgegeben
wird?« Die Datenschützerin sprach

von einer »unfundierten Neuinter-
pretation der Datenschutz-Grund-
verordnung von Kommissionsseite
kurz vor dem Beginn der neuen
Zeitrechnung im Datenschutz«.
Der Hamburger Datenschützer

Caspar sagte, es erfülle ihn mit Sor-
ge, wie zum Teil in der Politik die
Diskussion über die DSGVO geführt
werde. Es sei zwar richtig, dass die
Umsetzung der Datenschutzvor-
schriften in der Hand der Aufsichts-
behörden liege. »Diese sind aber
nicht dafür verantwortlich, ob und
wann die Vorschriften gelten und
welchen konkreten Inhalt sie ha-
ben.« AFP/nd Kommentar Seite 4


